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Jugendarmut wirksam bekämpfen – 
BAG KJS fordert Umdenken bei der SGB II-Reform – 

 
Stellungnahme zum Referentenentwurf 

 
 

Der Entwurf zum  „Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des 
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch“ ist kein ausreichender Beitrag zur 
Bekämpfung der Jugendarmut. 
 
Junge Menschen sind besonders stark von Armut betroffen. Etwa 18% aller Kinder 
und Jugendlichen leben in einem Haushalt, der über ein Einkommen unterhalb der 
Armutsgrenze verfügt.1  
Deutschlandweit sind 909.972 junge Menschen zwischen 15 und 25 Jahren im 
Arbeitslosengeld II-Bezug.2 
Diese Jugendlichen sind häufig von Bildung und gesellschaftlicher Teilhabe 
ausgeschlossen. Arbeitslosigkeit und prekäre Lebenslagen sind die Folge. 

Deshalb fordert die BAG KJS die Bundesregierung auf, 

• die Gewährung der Bildungs- und Teilhabeleistungen so zu gestalten, dass 
eine Diskriminierung von armen Kindern und Jugendlichen ausbleibt 

• den Jugendämtern die Steuerungsfunktion für die Bildungs- und 
Teilhabeleistungen zu überlassen  

• die Regelbedarfsberechnung für Jugendliche realistisch, jugendgerecht und 
am tatsächlichen Bedarf orientiert vorzunehmen 

• die Sanktionsregelungen für Jüngere denen für Erwachsene anzupassen 
• die schriftliche Rechtsfolgenbelehrung bei Sanktionierungen zwingend 

beizubehalten. 

Die BAG KJS begrüßt das Vorhaben der Bundesregierung, Bildungs- und 
Teilhabeleistungen für Kinder und Jugendliche gesetzlich zu verankern. Der 
Referentenentwurf sieht zusätzliche Fördermöglichkeiten für Schulmittagessen, 
Schulausflüge, Lernhilfen sowie Teilhabeleistungen (z.B. Mitgliedschaft in Musik- 
oder Sportvereinen) vor. Die Leistungen sollen überwiegend in Form von 
personalisierten Gutscheinen erfolgen. Diese sind in der Praxis so zu gestalten, dass 
jegliche Form von Stigmatisierung vermieden wird. 

Der Referentenentwurf sieht vor, dass die Zuständigkeit für die Förderung von 
Bildung und Teilhabe für leistungsberechtigte Kinder und Jugendliche bei den 
Jobcentern liegen soll. Die Jobcenter sollen die Eltern über regionale Angebote für 
Kinder und Jugendliche informieren sowie auf diese „einwirken“ und Leistungen 

                                                        
1 Statistisches Bundesamt: Datenreport, Bonn 2008, S. 167 
2 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg, Mai 2010 
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bewilligen. Sie sollen mit Vereinen und Trägern aus dem Bereich Sport, Kultur, 
Bildung und Lernförderung sowie den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
kooperieren. Schulen sollen -bezogen auf den Einzelfall- eng mit den Jobcentern 
kooperieren. 

Faktisch bedeutet dies, dass die Jobcenter für ihre Klientel Funktionen wahrnehmen 
sollen, die eindeutig in der Zuständigkeit des Jugendamtes liegen. Die Jugendämter 
verfügen über die fachliche Kompetenz und Erfahrung zur Wahrnehmung dieser 
Aufgaben wie Beratung der Eltern sowie Planung und Koordinierung der Angebote. 
Für diese Bereiche bringen die Fachkräfte in den Jobcentern weder die Ausbildung 
noch die Kompetenz mit. Zudem würden Doppelstrukturen geschaffen und ein hoher 
zusätzlicher Abstimmungsbedarf zwischen den Institutionen entstehen. 

Deshalb fordert die BAG KJS, die Teilhabe- und Bildungsleistungen in die 
Zuständigkeit der öffentlichen Jugendhilfe zu legen. Im Rahmen ihrer Verantwortung 
für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen kann sie in ihren bestehenden 
Kooperationsstrukturen mit den Trägern der freien Jugendhilfe Bedarfsplanung und 
Jugendhilfeplanung eng miteinander verzahnen und Synergien nutzen. So könnten 
Unterstützungs-, Betreuungs- und Beratungsleistungen der Jugendhilfe sinnvoll mit 
den Angeboten der Jugendverbände, Sportvereine, Bildungseinrichtungen sowie mit 
gemeinwesenorientierten Angeboten verknüpft werden. Die Aufgabenwahrnehmung 
durch den kommunalen Träger unter Verwendung von Bundesmitteln müsste wie bei 
den Kosten der Unterkunft aus dem SGB II ermöglicht werden. 

Die Berechungsgrundlagen zur Ermittlung der Regelbedarfe für Kinder und 
Jugendliche sind aus Sicht der BAG KJS nicht nachvollziehbar. Sie orientieren sich 
offensichtlich nicht am tatsächlichen Bedarf, sondern sind prozentual vom 
Familieneinkommen aus der Verbrauchs- und Einkommensstichprobe der Familien 
abgeleitet. 
Ein Beispiel, warum dies nicht sachgerecht sein kann, sind die Ausgaben für Freizeit, 
Unterhaltung und Kultur. Hierfür stehen für 0-6-jährige bei den 
regelbedarfsrelevanten Ausgaben 35,93 € zur Verfügung, bei den 7-14-jährigen 
41,33 € bei den 15-18-Jährigen aber nur 31,41€. Der Betrag für diesen Bereich 
umfasst u.a. Fernseher, Computer, Tonträger, Spielwaren, Sportartikel, Besuch von 
Sport- und kulturellen Veranstaltungen, Freizeiteinrichtungen. 
Hier den Bedarf der älteren Altersgruppe am niedrigsten anzusetzen, ist nicht 
realistisch. Zudem wird die Zielsetzung, die altersgerechte Teilhabe der Jugendlichen 
sicher zu stellen, konterkariert. Die im Referentenentwurf vorgeschlagenen 
Regelbedarfe sind aus Sicht der BAG KJS nicht akzeptabel. 

Künftig sollen Sanktionen ohne schriftliche Rechtsfolgenbelehrung verhängt werden 
können. Dies widerspricht unserem Rechtssystem. Die BAG KJS kritisiert diese 
verschärften  Regelungen und hält an ihrer Forderung fest, dass 
Sanktionsregelungen für Jugendliche zwischen 15 und 25 Jahren nicht härter sein 
dürfen als für Erwachsene. So werden z.B. bei der Weigerung, eine 
Eingliederungsvereinbarung abzuschließen oder an einer Maßnahme teilzunehmen, 
die komplette Regelleistung gestrichen und nur noch die Unterkunftskosten 
ausgezahlt. Bei einem wiederholten Pflichtverstoß binnen Jahresfrist fallen auch die 
Unterkunftskosten weg. Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe berichten von 
massiver Zunahme der Wohnungsnot allein lebender Jüngerer seit Einführung dieser 
gesetzlichen Regelung. 
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Die jetzige Sanktionspraxis verschärft das Problem der Jugendarmut, anstatt die 
Integration junger Menschen aus dem SGB II zu fördern. Sanktionen dürfen sich 
nicht auf die Streichung von Leistungen beschränken. Vielmehr sind bei etwaigen 
Pflichtverletzungen unmittelbare pädagogische Interventionen sinnvoll, die 
Jugendliche unterstützen und ihnen Perspektiven eröffnen.  

Die BAG KJS fordert die politischen Entscheidungsträger auf, die Reform des SGB II 
dazu zu nutzen, einen nachhaltigen Beitrag zur Überwindung der Kinder- und 
Jugendarmut in Deutschland zu leisten und so die Teilhabe und gesellschaftliche 
Integration sozial Benachteiligter zu fördern. 

Die für die nächsten Jahre vorgesehenen Kürzungen im Eingliederungstitel SGB II 
von bis zu einem Drittel gefährden die Integration benachteiligter Jugendlicher. Für 
sozial benachteiligte und individuell beeinträchtigte Jugendliche ist ein  individuelles 
Angebot an Hilfeleistungen unverzichtbar. Die BAG KJS fordert daher die politisch 
Verantwortlichen auf, benachteiligte Menschen nicht durch massive Sparvorhaben 
weiter ins Abseits zu drängen.  
 
 
 
Fulda, 13.10.2010 
Beschluss der Mitgliederversammlung der BAG KJS 
 
 
 
 
durchblicken > eingreifen > ändern 
Jugendarmut entschlossen bekämpfen! 
Eine Kampagne der Katholischen Jugendsozialarbeit gegen Jugendarmut 
 

 
 
 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische Jugendsozialarbeit (BAG KJS) e.V. ist ein 
Zusammenschluss von 8 bundeszentralen Organisationen und 8 Landesarbeitsgemeinschaften. Sie 
vertritt anwaltschaftlich die Interessen von sozial benachteiligten und individuell beeinträchtigten 
Jugendlichen in Politik, Kirche und Gesellschaft. Dazu zählen auch und vor allem diejenigen jungen 
Menschen, die von Armut bedroht oder betroffen sind. 
 


